
FEurokommunismus

„Eurokommun1ismus” 1ST in der heutigen polıtischen Diskussion der yangıge
Begriff für die Tendenz der kommunistischen Parteıien Frankreichs, Italiens
un Spanıens FA „Polyzentrismus“ (Togliattı), für ıhre Absage den Füh-
rungsanspruch Moskaus un der SOW1e ıhre Ablehnung des revolut1ıo0-
naren Wegs Z Macht Die Oktoberrevolution 1917 1st für die führenden
Kommunıisten West- un Südeuropas nıcht exportfähig. S1e siınd überzeugt,
da{ß 1n den hochentwickelten „kapitalistischen“ Gesellschatten die Macht NUr

demokratisch werden kann, durch den Gewıinn der Mehrheıt in freıen
Waıhlen. Im Prinzıp bekennen s$1e sıch auch ZU pluralistischen Rechts- un
Verfassungsstaat der repräsentatıven Demokratıie.

Bedeuten diese Erklärungen eıne Abkehr VO den biısherigen Prinzıpien des
Kommunısmus, eınen Wandel der kommunistischen Parteıen demokrati-
schen Parteıjen 1MmM westeuropäischen Sınn? Die Gründe, die dagegen sprechen,
machen eıne bejahende Antwort schwer, WE nıcht unmöglıch.

Der Begrift „Diktatur des Proletariats“ 1St verschwunden; 1aber bedeutet
„Hegemonıie der Arbeiterklasse“ anderes? Ziel kommunistischer Politik
1St der „Sozialısmus“. Im Marxismus-Leninıismus hat „Sozialısmus“ mMI1t der
westlichen Demokratie, auch der Sozialdemokratie, nıchts Lun Er 1St die
Erfüllung der Geschichte un duldet keine „bürgerliche Ideologie“ mehr neben
sıch, Alßt also einen „Pluralismus“ höchstens als Pluralismus innerhal der Za
allein herrschenden Arbeiterklasse Vom Marxismus-Leninismus hat sıch
och keine dieser Partejen abgesetzt, Ja S1€e bezeiıchnen ıh ausdrücklich als
Grundlage un Rıichtschnur ıhrer Politik. uch ıhre innere Struktur wiırd nach
W1e VOT VO dem leninıstischen Prinzıp des „demokratischen Zentralismus“
bestimmt: Die Meinungsbildung geschieht nıcht VO der ; Basıs" her; die Par-

teıspıtze legt die „Parteıilinıe“ test, un dieser mussen alle blinden Gehorsam
eisten. Können solche Parteıen jemals die Spielregeln der Demokratie akzep-
tieren?

Jle bejahen dıe Erringung der Mehrheıiıt durch treıie Wahlen als allein legi-
timen Weg 7A8 ER Macht ber können s1e jemals zulassen, da{( durch erneute freie
Wahlen das wieder rückgängıg gemacht wird, was s1e als unvermeidlichen
Gang des „historischen Fortschritts“ betrachten? (sestattet ıhnen ıhre Ideologie,
die Macht wieder AaUus$ der Hand geben ZUgunsten „reaktionärer“, „DOoUr-
geolser“, „kapitalistischer“ Gruppen, Kräfte ‚BRaM Mächte? Überall 1n der Welt,

sıch bısher der Kommunısmus durchgesetzt hat, wurde dıe freiheitliche,
rechtsstaatliche Demokratie ZzerstoOrt. Betrachtet Ina  e} die Erklärungen kommu-
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nıstischer Parteıen un Parteiführer der Länder Osteuropas “ aus den Jahren
1945 bıs 1947, annn unterscheiden S$1E sıch aum Von den Formulijerungen, mM1t
denen sıch heute W eSsSit- un südeuropäische Kommunıisten demokratischen
Prinzıpien bekennen. Was 1mM (Osten daraus geworden 1St, liegt often VOT Augen.
Wer ann gyarantıeren, da{fß 5 1mM W esten anders se1n wırd?

In eınem Brief Bischof Bettaz7i VO  z Ivrea machte VOTr einıgen Onaten
der iıtalıenische KP-Chef Berlinguer deutlich, W ads „Demokratie“ un:
„Pluralismus“ versteht: Diese Prinzıpien sejen ann verwirklicht, WE der
Staat alle öftentlichen un soz1alen 1enste 1n eigene Regie übernehme, S1€e
annn „demokratisch“ verwalten. Hıer lıegt der Kern des Problems, und 1er
liegt eıne Zentrale Aufgabe der Kirche un der Christen 1n der Konfrontation
MmMIt dem Eurokommunıismus. „Demokratie“ 1St 1in diesem Verständnıis Monopol
des Staats un damıt der Parteı, die den Staat beherrscht. Der Staat allein
bestimmt, W 4S „Demokratie“ un „Pluralısmus“ ISt, un diesem Diktat haben
sıch alle unterwerten. Das 1St aber, W1e die Ffranzösıschen Bischötfe ftormu-
lieren, eın „De-tacto- Totalıtarısmus®, der jeden wirklichen Pluralismus AUS-

schliefßt.
Der Marxismus-Lenıiniısmus sıeht in diıesem totalen Anspruch auf Gestaltung

aller Lebensbereıiche nıchts BöOöses, weıl meınt, annn erst ame die Geschichte
der enschheıt ıhrer Erfüllung; daher bedeuten „Demokratie“ un - Plura-
lismus“ Sanz anderes als in der europäıschen polıtischen Tradıtion. Diese
hat 1MmM Wıssen die Verführbarkeıit des Menschen durch die Macht Verfahren
geschaften, die eınen Mißbrauch der Macht SOWeIlt als möglich verhindern sol-
len S1e geht VO  2} der Überzeugung AaU>, daß dıe menschliche Person eıne C1i=

lıerbare, jeder staatlıchen Ordnung vorgegebene Würde besitzt un damıt Irä-
gCcI VO Rechten ISt, die nıemand darf

Das 1STt 1Aber das Menschenbild auch des christlichen Glaubens. Häufig wird
den Christen, VOT allem den Katholiken, vorgeworften, Ss1€e seılen anfällig für
den weltanschaulich einheitlichen, totalıtären Staat un hätten eın gebrochenes
Verhältnis 7E pluralistischen Demokratie. Die Sympathıe vieler Katholiken
für den Eurokommunıiısmus scheıint diıesen Vorwurf bestätigen. Gerade in
der heutigen Sıtuation haben jedoch dıe Christen die Aufgabe, die Freiheit des
Menschen verteidigen 1377} jedem totalen Anspruch des StaAats,; der Gesell-
schaft der eıner Parte1 entgegenzutreten. Der moderne Staat hat eine struk-
turelle Tendenz, alle un alles vereinnahmen un keine eigenständıgen,
abhängıg enkenden einzelnen oder Gruppen dulden. Im Marxismus-Leni1-
nısmus 1St diese Tendenz als „klassenlose Gesellschaft“ erklärtes Ziel Dıie Kır-
che darf dem nıcht tatenlos zusehen. Sıe mMu heute mehr enn Je Institution
der Bewahrung der Freiheit se1n. Wolfgang Seibel SJ


